
2.Beiblatt 19.Jänner 1950. 

-
.A n fra g e bLa ~ t W 0 r t u_,~_""", 

Die Abg.H art leb, DrQR e i man n und Genossen haben am 

14.De&oember 1949 an den Innenminister die Anfrage gerichtet, ob ihm etwas 

bekant1t aei, was zur Annahme führen könnte, dass die Behauptungen und 
f'aschi~tische 

hsohuldigungen, der VdU vtlrfolge naonazistische )der .' Ziele 

\tnd stehe mit geheinlen Organisationen (tiSpinne tf ) in Verbindung, riohtig sin{" 

ob der Innenm\nister weiters bere.it sei, eine strel)~e Untersuchung in die 

Wege zu leiteni vor allem klarzustellen, ob' es' eine geheime Organisation 

"SpieeJt in Österreich überhaupt gtbe, und ob er bereit sei, das zutage 

ge11Srderte Material dem Nationalrat bekanntzug€Jbeno 

In Beantwortung dieser Anfrage teilt nunmehr Bundesminister fü_~ 

lnaeres Hel m e r mit. 

Die Sicherheitsbehörden .nehmen jede Nachricht über das Bestehen 

eiDer Geheimorganisati9n zum Anlass, die erforderlichen Erhebungen einzu-

1.1~en, deren Ergebnis jeweils unverzüglich dem zuständigen Gericht bokannt-
-

14tsebon wird, ,sobald hinreichende Yerdachtsm~:m€nte für eine Gesetzesüber-

tretung und genügend Beweismaterialfür die Einloitung des gerichtlicllen 

Unter.uohungsverfahrens vorliegen~ 

'Diese den gesetzlichenJeatimmungen und den Aufgaben· der Sicher­

heitsbehörde1 entsprechende.;" daher selbstverständliche Vorgangsweise wurde 

cRuch beobaehtet, als Nachrichten über eine angebliche Goheim:::rganisation 

mit der Bezeichnung "Spinne" oder "KJ" einlangten. Die österreichische 

Volksvertretung wird -aber meinem Ersuchen Verständnis ent-gegenbringen, mich 

von ~erBeantwcrtung der Frage nach dem gegenwärtigen Stand der polizei­

lichen Ermittlungen inder Erke~tni's .. zu entbinden, dass Mitteilungen 

hieriiber vor Absobluss der Erhebungen vitalen staatlichen I~teressen zu .. 
:. "- . '. . . 

widerlaufen Wü~den. Eine v"rzei tige Veröffentlichung von Teilergebnissen 

kannte vielleicht viel Lärm um ein. Nichta cdsr aber auch die nicht zu veran!&­

~ortende-Warnung etwa doch Beteiligter zur Folge haben~ 

Dazu kommt, dass im Zusammenhang mit der angeblichen Organisatien 

"Spinne" auch eine .Anzeige unmittelbar an die Staatsanwaltschaft erstattet 

wurde und das laufende gerichtliche Untersuchungsverfahren Mitteilungen dlilJ, 

Sflcherheitsbehörden, die der Öffentlichkeit preiagegebenwürden, nioht zu­

lässt. ".-0-.-0'" 
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